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Innovationsforschung und Bildungsreform
Abgesehen von den Wirtschaftswissenschaftlern, deren Dienste man schon
früher in Anspruch genommen hatte, wurden die Sozialwissenschaftler in Schwe¬
den erst nach 1945 veranlasst, mit ihrem Wissen und ihrer Forschung zur Lösung
von Problemen in den Bereichen der Sozialfürsorge, des Bildungswesens etc. beizu¬
tragen. Eine Darstellung der diesbezüglichen Entwicklung in Schweden wurde
kürzlich vom Staatlichen Sozialforschungsrat Schwedens unter dem Titel „Zwanzig
Jahre Sozialforschung" („20ärs samhällsforskning", Stockholm, Norstedts, 1969)
veröffentlicht.
Bei meiner eigenen Disziplin, der Pädagogik, bahnte sich eine derartige Ent¬
wicklung erstmals an, als die Schulkommission des Jahres 1946 jene Auftrags¬
forschung initiierte, die für die weitere Entwicklung der psychologisch-pädagogi¬
schen Forschung Schwedens eine wesentliche Rolle spielen sollte.
(Hier mag übrigens die Bemerkung gestattet sein, daß die Vergabe von
Forschungsaufträgen einen charakteristischen Zug des schwedischen Komiteewesens
darstellt und keineswegs erst jüngeren Datums ist).
Die Entwicklung in Schweden verlief in mancher Hinsicht parallel zu der in den
USA, obwohl — vor allem in methodologischer Hinsicht — eine gewisse Phasen¬
verschiebung vorlag. Obgleich den USA ein staatliches Komiteewesen in der Art
des schwedischen fehlt, hat auch dort, vor allem auf bundesstaatlicher Ebene, das
behördliche Interesse an der pädagogischen Forschung und Entwicklungsarbeit seit
dem Ende der fünfziger Jahre beträchtlich zugenommen. 1958 wurden dem Bil¬
dungswesen im Rahmen eines Entwicklungsprogrammes mit dem bewußt irre¬
führenden Titel „National Defense Education Act" erstmalig bundesstaatliche
Gelder zur Verfügung gestellt. Bei dieser Gelegenheit erhielt das U. S. Office of
Education über sechs Millionen Dollar für ein sogenanntes „Cooperative Research
Program". Die Bewilligung dieser Forschungsgelder stellte eigentlich lediglich
eine Nebenerscheinung jenes gewaltigen Einsatzes dar, durch den unter anderem
eine Verbesserung und Erweiterung der naturwissenschaftlichen Ausbildung er¬
reicht werden sollte. Ein weiterer wesentlicher Schritt zur Förderung des Schul¬
wesens erfolgte 1964, als der Kongreß den „Elementary and Secondary Act"
verabschiedete und damit der pädagogischen Forschung und Entwicklungsarbeit
über 100 Millionen Dollar bewilligte, und zwar vor allem für die Errichtung von
„Research and Development Centres" — deren Zahl zur Zeit über zehn beträgt —
und die Schaffung sogenannter „Regional Laboratories".
Diese unerhört rasche Entwicklung wurde u. a. von Francis Keppel, dem United
States Commissioner of Education der Kennedy-Ära, in dem Buch „The Necessary
* Aus dem Schwedischen von Helmut Ganter-Ulimann.
Z.f.Päd., 9. Beiheft.
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Revolution in American Education" (New York, 1966) geschildert. Ich selbst hatte
Gelegenheit diese Entwicklung mit den Augen des Besuchers zu sehen und habe
versucht, meine Eindrücke in dem Buch „Schule für die achziger Jahre" („Skolan
för 80-taIet", Stockholm, 1968) wiederzugeben.
Bereits vor dieser explosionsartigen Veränderung hatte die pädagogische For¬
schung der USA mit beträchtlichen Schwierigkeiten zu kämpfen — legte doch das
seit jeher geringe Prestige der Teachers Colleges und der den Universitäten ange¬
gliederten Schools of Education der Rekrutierung befähigter Forscher mit verhal¬
tenswissenschaftlicher Grundschulung beträchtliche Hindernisse in den Weg. Jene
Lehrer, die sich der Forschung widmen wollten, durften nur ausnahmsweise mit
einer Karriere als Forscher oder Universitätslehrer rechnen und mußten im allge¬
meinen mit dem Posten eines Schulleiters vorlieb nehmen, weshalb die amerikani¬
schen Pädagogikstudenten, ebenso wie ihre schwedischen Kollegen der dreißiger
Jahre, gerne witzelten, daß sie studierten, um „den Inspektor" zu machen.
Das American Council of Education beauftragte Paul Lazarsfeld und Sam
Sieber mit der Untersuchung der Bedingungen, unter welchen die pädagogische
Forschung der USA um das Jahr 1960, das heißt noch vor dem Einsetzen der Expan¬
sion, ihr Dasein fristete.
Lazarsfeld und Sieber konnten feststellen, daß die Rekrutierung von Forschern
innerhalb des Faches sehr zu wünschen übrig ließ, weil es der Pädagogik nicht
gelang, befähigte Leute mit genuinem Interesse für die Forschung von den übrigen
verhaltenswissenschaftlichen Disziplinen, vor allem der Psychologie und Soziologie,
an sich zu ziehen. Dies ließ sich bis zu einem gewissen Grad durch das niedrige
Niveau der pädagogischen Forschung erklären. Die pädagogische Forschung wurde
vielfach von einem einer School of Education angegliederten sogenannten Bureau
of Research als Auftragsforschung betrieben und war nicht selten wissenschaftlich
gesehen von ziemlich trivialer und routinemäßiger Art. Sie bestand nur allzu oft
in einfachen Survey-Untersuchungen und statistischen Erhebungen, die weder eine
besondere Schulung noch faszinierende theoretische Arbeit erforderten. Durch eine
allzu einseitige Orientierung an praktischen Problemen und durch die Bemühung
um Ad-hoc-Lösungen erhielt diese Forschung allmählich einen „unpraktischen"
Charakter insofern, als die Lösungsversuche eine geringere Variationsbreite auf¬
wiesen, als dies bei einer größeren Weite des Gesichtsfeldes hätte der Fall sein
müssen.
Ich will mich hier nicht weiter bei den von Lazarsfeld und Sieber in ihrem
Rapport „Organizing Educational Research" (New York, 1964) gegebenen Empfeh¬
lungen aufhalten, sondern mich mit der Feststellung begnügen, daß die beiden Ver¬
fasser selbstverständlicherweise eine verhaltenswissenschaftliche Schulung befür¬
worteten und außerdem vorschlugen, geeignete Forschungsprojekte zu Zwecken
der Ausbildung von pädagogischen Forschern heranzuziehen.
Die gesteigerte Inanspruchnahme der pädagogischen sowie der übrigen sozial¬
wissenschaftlichen Forschung durch den Staat und das Wirtschaftsleben wirft eine
Reihe von Fragen auf, zum Beispiel die, ob es günstig ist, daß sich die Universitäten
in dem z. B. in den USA üblichen Ausmaß auf Vertragsprojekte einlassen. Gewisse
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hervorragende Universitäten, wie die Stanford University und die University of
Chicago, die hinsichtlich Forscherausbildung und Forschung an der Spitze liegen,
finanzieren ihre Graduate Schools zur Zeit zu fünfzig oder mehr Prozent mit
Projektgeldern. 1965 wurde zum Beispiel der Graduate School of Education der
Stanford University ein Research and Development Center angegliedert, das jähr¬
lich über eine Million Dollar an bundesstaatlichen Mitteln erhält. Hierdurch wollte
man — wenigstens auf dem Papier — mehreren Spitzenforschern die Möglichkeit
zu einer Erweiterung ihrer Forschungstätigkeit bieten, indem das Forschungszen¬
trum von der Universiät nach einer bestimmten Prozentregel Zeit, vor allem
Unterrichtszeit, „kaufen" sollte. Außerdem konnte das Zentrum junge, vielver¬
sprechende Leute anstellen, um sie im Rahmen der vom Zentrum betriebenen For¬
schungsprojekte zu Forschern auszubilden. Aber mit der Bewilligung dieser Gelder
verknüpfen sich bei den Geldgebern, das heißt dem Kongreß und den Steuerzahlern,
gewisse Erwartungen, sodaß die Empfänger der Gelder sich dazu gedrängt fühlen,
nützlich zu sein oder sich wenigstens den Anschein von Nützlichkeit zu geben,
damit der Geldstrom nicht geringer wird oder schlimmstenfalls ganz versiegt. Dies
um so mehr, als die Laufzeit der meisten Verträge auf fünf Jahre begrenzt ist, und
der Weiterbestand der Zentren jeweils vom Ausgang der Verhandlungen abhängt,
die kurz vor Ende der betreffenden Vertragsperiode stattfinden.
In einem im Herbst 1966 in der amerikanischen Zeitschrift „Phi Delta Kappa"
veröffentlichten Aufsatz hat sich Lee Cronbach mit der Frage auseinandergesetzt,
inwieweit die Universitäten sich in derartige Großforschung einlassen sollen. Cron-
bachs Gedankengänge sind in aller Kürze wie folgt: Die Universitäten sollten in
der Hauptsache völlig ungebundene und langsichtige Forschung betreiben. Es sei
nämlich sowohl der Forschung als auch der Forscherausbildung abträglich, wenn
die Forschung in allzu weitem Umfang darauf abziele, sinnreiche und ansprechende
Lösungen praktischer Probleme zu finden. Sobald große finanzielle Werte auf dem
Spiel stünden, bestehe auch die Gefahr, daß der Forscher sich als Evangelist ge¬
bärde, und zwar einerseits in der löblichen Absicht, die Behörden von der Wichtig¬
keit der pädagogischen Forschung zu überzeugen, andererseits jedoch gegebenen¬
falls in der weniger löblichen Absicht, den Glauben an gewisse pädagogische Me¬
thoden zu verbreiten. Dies könne unzweifelhaft dazu führen, daß der Forscher
sowohl gegenüber seiner eigenen als auch der Forschung anderer die für seine
Tätigkeit unbedingt erforderliche reservierte und skeptische Haltung verliere.
Diese und ähnliche Fragen veranlassten die U. S. Academy of Education zur
Einsetzung eines Komitees, das die Beziehungen zwischen Forschern und Politikern
im Bildungsbereich näher studieren sollte. Der von Lee Cronbach und Patrick
Suppes unter dem Titel „Disciplined Inquiry for Education" (New York, 1969)
herausgegebene Bericht des Komitees liegt bereits seit einiger Zeit vor. In meiner
Darstellung lehne ich mich zwar teilweise daran an, stütze mich aber in der Haupt¬
sache auf einen Rapport mit dem Titel „Educational Research and Policy-Making",
den ich 1967 in London auf der von der „National Foundation for Educational




Über die Beziehungen zwischen Behörden und „policy-makers" auf der
einen
Seite und Forschern im Bereich der Sozialwissenschaften im allgemeinen und der
Pädagogik im besonderen auf der anderen Seite wäre folgendes zu sagen:
1. Zwecks Gewährleistung guter Kommunikationen ist der technisch-termino¬
logischen Seite der Probleme eine gewisse Aufmerksamkeit zu
schenken. Ein
Schulbeispiel hierfür erlebte ich anläßlich eines Vortrages in einem
unserer schwe¬
dischen Ämter. Wenn ich mich recht erinnere, handelte es sich um den
Bericht über
eine Studie zur sogenannten Differenzierungsfrage, wobei sich der Vortragende
in beträchtlichem Ausmaß des üblichen verhaltenswissenschaftlichen Jargons
be¬
diente und in etwas salopper Art über Design- und Analysenprobleme sprach.
Nach dem Vortrag kam einer der Anwesenden zu mir und meinte: „Es
ist natürlich
richtig, daß man solche Untersuchungen macht, aber muß denn
das alles so schreck¬
lich wissenschaftlich sein?" Ich glaube, daß derartigen Kommunikationsschwierig¬
keiten bei einigem pädagogischem Talent leicht abgeholfen werden kann.
2. Die Beziehungen zwischen Forscher und Politiker sind wechselseitig:
der
Forscher kann dem Politiker helfen, relevante Fragen zu stellen, und der Politiker
kann dem Forscher helfen, Implikationen zu entdecken, die dieser andernfalls auf
Grund seiner Neigung zu einer scharfen Abgrenzung der Fragestellungen nicht
entdecken würde. Der Politiker neigt jedoch im allgemeinen dazu, seine Fragen
entweder allzu weit oder allzu eng zu fassen. So wurde ich beispielsweise kurz nach
meiner Disputation über Probleme der Adoleszenz von einem Elternverein
zu einer
Diskussion über Teenagers eingeladen, wo mich einer der Zuhörer fragte: „Was
ist denn der Standpunkt der pädagogischen Wissenschaft dazu, wie lange ein vier¬
zehnjähriges Mädchen abends aus sein darf?" Es liegt mir gänzlich fern
auch nur
andeuten zu wollen, daß der Forscher eine Art höherer Weisheit besäße. Ich würde
sogar sagen, daß jene Weisheit, die sich in einem ungetrübten
Blick für die Dinge
ausdrückt, eher beim Laien als beim Fachmann anzutreffen ist. Die Stärke
des
Forschers liegt, oder soll im allgemeinen in seiner Fähigkeit liegen, die Probleme
so zu strukturieren, daß sie zum Gegenstand systematischer Studien gemacht
werden können, und die für die Analyse erforderlichen Daten zu erarbeiten.
Mit anderen Worten: Der Forscher ist dank seinem technischen Können im¬
stande, jene Fragen, die der Politiker zu beantworten oder lösen sucht, entspre¬
chend aufzubereiten.
3. Ein weiteres kommunikatives Problem liegt in der sachgerechten Auswertung
sowie der allgemein verständlichen Deutung der Ergebnisse. Der Politiker sieht
sich vor akute Probleme gestellt; er will beispielsweise wissen, wie der Strafvollzug
zu gestalten sei, oder, welches Beurteilungssystem sich am besten für den Schul¬
gebrauch eigne. Er braucht Unterlagen für Beschlüsse, die er nicht gern auf die
lange Bank schieben will, und ist kaum geneigt, sich in Geduld zu üben
— kurz und
gut, er zeigt wenig Verständnis gegenüber der dem Forscher eigentümlichen Nei¬
gung zur Arbeit auf lange Sicht. Ich erinnere mich eines Unterrichtsministers
in
einem Lande außerhalb Europas der einen Professor von der lokalen Universität
zu sich kommen ließ, um ihn mit der Untersuchung der Frage zu beauftragen,
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wann und wie der Einsatz des ersten Fremdsprachenunterrichts zu erfolgen habe.
Der Professor skizzierte in groben Zügen ein dreijähriges Forschungsprogramm:
erstes Schuljahr: explorative Studien, zweites Schuljahr: experimenelle Unter¬
suchungen an einigen Schulen, und schließlich im dritten Schuljahr: Auswertung
und Berichterstattung.
Das Gespräch fand kurz nach Beginn des Schuljahres statt, und der Minister gab
zu verstehen, daß er eigentlich noch vor Ende des betreffenden Schuljahrs eine
Antwort auf seine Fragen brauche, da er die Verordnungen für das kommende
Schuljahr erlassen müsse. Daher sei es vielleicht angebracht, einen Kompromiß
hinsichtlich der Zeitspanne zu schließen und die Angelegenheit beträchtlich zu
beschleunigen!
Ein weitaus häufigeres Problem stellt jedoch die Eingliederung der vom Forscher
erzielten Ergebnisse in die Gesamtheit jener Unterlagen dar, die den Beschlüssen
der Politiker zugrundegelegt werden. Hierzu ein Beispiel aus meinem eigenen
Tätigkeitsbereich. Mein Institut führte im Auftrag der 1957 gebildeten Schwedi¬
schen Schulkommission unter anderem Untersuchungen zur sogenannten Differen¬
zierungsfrage durch. Die Arbeit erfolgte unter beträchtlichem Zeitdruck, da es
darum ging, die betreffenden Fragen schnellstens zu klären, beziehungsweise die
Grundlagen für eine Revision der Lehrpläne zu erarbeiten. Im Verlaufe der Unter¬
suchungen wurden der Schulkommission mehrere Zwischenberichte vorgelegt, be¬
sonders als die ersten Ergebnisse vom ersten laufend beobachteten Schuljahrgang
vorlagen. Die Mitglieder der Kommission erhielten jeweils sowohl technische
Rapporte als auch einfacher gehaltene Zusammenfassungen. Darüber hinaus wurde
der Kommission aber auch jeweils mündlich Bericht erstattet, wobei es möglich
und nötig war, das Material zu konkretisieren. Anläßlich dieser Referate kam es
zu lebhaften Diskussionen, die insofern wertvoll waren, als sie den Mitgliedern
der Kommission Gelegenheit zur Darstellung von Gesichtspunkten gaben, die von
den Forschern zu wenig oder gar nicht beachtet worden waren. Dies ermöglichte
eine wesentliche Verbesserung der Schlußberichte und ließ die Tätigkeit der Forscher
zu einem integrierenden Bestandteil jenes Prozesses werden, der den Beschlüssen
der Kommission vorausging.
Bei all dem ist es jedoch wichtig, daß der Forscher seine Rolle richtig einschätzt.
Es ist keineswegs, wie ich schon angedeute habe, die Aufgabe des Forschers, als
Vermittler einer Art höheren Weisheit aufzutreten, ebensowenig hat er den Politi¬
ker über den „wirklichen" Gang der Dinge aufzuklären. Wer das täte, hätte seine
Rolle im demokratischen Beschlußprozeß völlig mißverstanden. Allerdings war dies
keineswegs schon immer so selbstverständlich wie heute. Noch zu Beginn der fünf¬
ziger Jahre, als die Versuche in Schweden mit der neunjährigen Gesamtschule
begannen, vertraten mehrere pädagogische Forscher bei uns die Auffassung, daß
ihnen die Rolle von Platos philosophischen Königen zukomme, und daß es ihre
Aufgabe sei, den wirklichen Gang der Dinge aufzuzeigen. Die Beschlüsse und
Handlungen der Politiker würden sich dann ganz von selbst ergeben
— eine Auf¬
fassung, die manchmal auch heute noch von diesem oder jenem standhaften Zinn¬
soldaten verfochten wird.
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Es ist eigentlich müßig zu sagen, daß die Beschlüsse und Aktionen im politischen
Bereich letztlich von Wertungen und Prioritäten bestimmt werden, die der Forscher
weder bestätigen noch verwerfen kann. Auch hierfür möge ein authentischer
Fall
als Illustration dienen: Anläßlich der schwedischen Schulreform befaßte man sich
eingehend mit der Frage der Differenzierung, das heißt, man wollte eine
Antwort
auf die Frage finden, ob und inwieweit man sich bei der Umgestaltung
der Schul¬
struktur an einem undifferenzierten, komprehensiven oder einem selektiven System
orientieren sollte. Im Lichte der durch zahlreiche Survey-Untersuchungen gewonne¬
nen Erkenntnis unterliegt es nunmehr auch nicht einmal dem geringsten Zweifel,
daß eine dualistische oder selektive Struktur der Mittel- oder Oberstufe
eine
Stratifikation nach Sozialklassen impliziert, da zwischen sämtlichen selektiven
Maßnahmen auf diesen Stufen und der sozialen Herkunft der Schüler stets eine
beträchtliche Korrelation besteht. Hieraus folgt, daß jemand, der auf Grund seiner
Ideologie eine Demokratisierung der Schule in dem Sinne befürwortet,
daß die
Schule allen — ganz ohne Rücksicht auf ihre soziale
Herkunft — gleiche Chancen
bieten müsse, die komprehensive der selektiven Schulstruktur vorziehen wird.
Wenn es also, wie im genannten Fall, um die Wahl zwischen zwei Systemen geht,
kann der Forscher keineswegs, gleichsam völlig abstrakt und in einem sozialen
Vakuum schwebend, behaupten, daß das eine oder andere der beiden Systeme das
beste sei. Es ist nämlich völlig klar, daß das Gesamtschulmodell im Rahmen jener
Ideologie, die das komprehensive Modell bedingt, überlegen sein muß,
während
das selektive mit den Wertungen übereinstimmt, die das selektive Modell bedin¬
gen.
Dies könnte nun zur Annahme verleiten, daß der Forscher bei einer solchen
Lage der Dinge kaum einen Einfluß auf die Beschlüsse haben könne.
Eine derartige
Annahme wäre aber aus mehreren Gründen voreilig, wie ich im folgenden zeigen
werde, wo ich streng genommen an meine Ausführungen zum Kommunikations¬
problem anknüpfe. Als Beispiel möge wiederum die Differenzierungsfrage dienen.
1. Der Forscher kann zur theoretischen Penetrierung des Problems beitragen.
Er kann die verschiedenen Seiten desselben klar herausarbeiten, er kann die logi¬
schen Implikationen analysieren und die empirischen Hauptdimensionen aufzeigen.
Er kann dafür sorgen, daß auch jene Seiten berücksichtigt werden, die der
Politiker
möglicherweise kaum beachtet hätte. Während der fünfziger Jahre studierte
man
in Schweden anläßlich der versuchsweisen Einführung der neunjährigen Gesamt¬
schule wiederholt die Leistungen und die Einstellung der Schüler im alten und
neuen Schulsystem, unter anderem deshalb, weil der Reichstag in seinem im
Zeichen
eines vagen Kompromisses formulierten Beschluß über die
versuchsweise Einfüh¬
rung der Gesamtschule gefordert hatte, daß die neue Schule „unablässig"
mit der
alten „verglichen" werden solle. Kaum jemand, und genannterweise kein einziger
der pädagogischen Forscher, machte darauf aufmerksam, daß dieser Vergleich
nur
geringen oder sogar gar keinen Wert hatte. Die beiden Systeme
hatten ja mehr oder
weniger explizit verschiedene Ziele und hätten daher nach verschiedenen Kriterien
beurteilt werden müssen. Hierzu auch noch Folgendes.
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Beim Vergleich des selektiven mit dem komprehensiven System waren sich die
wenigsten, und am allerwenigsten diejenigen, die in die politische Debatte der
Frage verwickelt waren, des Zusammenhanges zwischen Selektivität und sozialer
Herkunft bewußt. Ebensowenig war man sich darüber im klaren, daß bei einem
Vergleich der beiden Systeme auch der jeweils zu entrichtende Preis für die Qualität
des Endprodukts in Betracht gezogen werden mußte. Die Auswertung der Gesamt¬
schulversuche erfolgte lediglich durch einen Vergleich der durchschnittlichen Schü-
lerleistungen am Ende eines Schuljahres oder einer Schulstufe, wobei man zur
Erzielung einer vermeintlichen gerechten Vergleichbarkeit auch die soziale Herkunft
der Schüler berücksichtigte. Man vergaß jedoch völlig, daß das eine System sämt¬
liche Schüler erfaßte und dort Sitzenbleiben kaum vorkam, während das andere
System bereits von Anfang an nur eine Schülerelite umfaßte, die im weiteren
Schulverlauf durch NichtVersetzung und Ausschluß aus der Schule noch weiter
gesiebt wurde. In Anbetracht dessen war ein Vergleich des Endergebnisses der
beiden Schultypen nicht besonders sinnvoll, da der in der Gestalt versäumter Mög¬
lichkeiten und Nichtversetzung zu bezahlende Preis in den Berechnungen nicht
enthalten war.
Dies trifft natürlich auch auf jene vergleichenden Untersuchungen des französi¬
schen Pflichtschulsystems mit der der übrigen OECD-Länder zu, die ich 1969—70
im Auftrag der OECD durchführe. Auch hier wäre es völlig sinnlos, zum Zwecke
der Auswertung die Schülerleistungen eines französischen Schuljahrgangs beispiels¬
weise mit denen des gleichen schwedischen Schuljahrgangs zu vergleichen. Denn
in Frankreich bleiben bereits in der ersten Klasse in ecole primaire über 30 °/o der
Schüler sitzen, und von denjenigen, die das Ende der fünften Klasse erreichen, sind
insgesamt über 70 °/o ein- oder zweimal sitzengeblieben. Dies muß unzweifelhaft
ins Gewicht fallen, wenn man untersuchen will, wieweit ein System die Schüler
führen kann. Statt sich am Endergebnis blind zu starren hat man sich zu fragen:
Wie weit kommen wie viele im betreffenden System?
2. Der Forscher kann auch dazu beitragen, die erforderlichen Unterlagen in
Gestalt konkreter Fakten zutage zu fördern und methodische Wege zur Erreichung
dieser Fakten anzuweisen. Will man beispielsweise etwas über die Häufigkeit ge¬
wisser Retardationserscheinungen innerhalb einer gewissen Schulstufe eines ge¬
wissen Landes in Erfahrung bringen, so kann der Forscher geeignete Auswahl- und
Testverfahren angeben. Er kann auch Methoden vorschlagen, mit deren Hilfe sich
die Einstellung der betreffenden Lehrer zu einer Reform des Unterrichts unter¬
suchen läßt.
3. Und schließlich kann der Forscher, wie bereits erwähnt, einen Beitrag zur
Klärung der Fragen leisten, indem er dem Politiker bei der Deutung der Forschungs¬
ergebnisse hilft. Im allgemeinen neigen nämlich die Abnehmer der Forschung, seien
es nun Politiker oder andere, zu einer Überinterpretation der Daten, ebenso wie
sie nicht selten dazu neigen, ihren Fragestellungen eine allzu weite Fassung zu
verleihen. Wer sich nämlich in einer konkreten Situation für eine gewisse
Handlungsstrategie entscheiden will, muß ein wesentlich umfassenderes und
weiterverzweigtes System von Faktoren berücksichtigen als der Forscher, dem
40 Husen
aus methodischen Gründen beträchtliche Restriktionen in bezug auf die Weite der
Fragestellungen sowie die Deutung der Ergebnisse auferlegt sind.
Abschließend möchte ich noch eine weitere Frage von Bedeutung für das Verhält¬
nis zwischen Forscher und Schulpolitiker behandeln, und zwar den institutionellen
Rahmen der Forschung, eine Frage, die heutzutage nicht nur im Bereich der Bil¬
dungsforschung sondern im gesamten Bereich der praxisbezogenen Sozialforschung
an Aktualität gewonnen hat.
In zahlreichen Ländern bemüht man sich jetzt um den Übergang von einem
elitären Bildungssystem zu einem Massenbildungssystem auf hoher Stufe. Die
Bildungsexplosion zeitigte beziehungsweise zeitigt beträchtliche Rückwirkungen
auf die Lehrpläne und die pädagogische Revolution beginnt sich bereits auf die
Unterrichtsmethoden auszuwirken. In dieser Lage sieht sich der Bildungsforscher
in gesteigertem Maße der Forderung gegenüber, Handlungsalternativen aufzu¬
zeigen oder wenigstens Unterlagen für diesbezügliche Beschlüsse zu liefern. Er
wird somit aus seinem akademischen Elfenbeinturm herausgelockt, um mitunter
unvermutet ins politische Kampfgetümmel zu geraten oder sich — bei zunehmen¬
dem Umfang der für seine Tätigkeit erforderlichen Mittel — in eine administrative
Maschinerie verstrickt zu sehen oder gar auf dem Marktplatz zu landen.
Ich habe bereits festgestellt, daß es nicht die Aufgabe des pädagogischen For¬
schers ist, dem Politiker gegenüber als Vermittler einer höheren Weisheit aufzu¬
treten. Ebenso wenig darf man sich einbilden, daß Bildungsreformen und pädago¬
gische Innovationen gänzlich oder hauptsächlich das Ergebnis von Forschung und
gelehrtem Studium seien. Wer dies glaubt, unterschätzt völlig die Wirksamkeit der
sozialen Kräfte im allgemeinen und die Rolle einer akkumulierten Lehrererfahrung
insbesondere. Dies tut der Rolle der pädagogischen Forschung jedoch keinen Ab¬
bruch, trägt diese doch wesentlich dazu bei, grundsätzlichen und langsichtigen
Bildungsreformen eine rationale Untermauerung zu geben.
Seit jeher pflegt man zwischen sogenannter „reiner" und „angewandter" For¬
schung zu unterscheiden. Irgendjemand hat diese „reine" oder Grundlagenfor¬
schung als jene Forschung definiert, deren Ergebnisse vor allem für die Fachkollegen
von Interesse seien, während die „angewandte" Forschung auf die Bedürfnisse der
Auftraggeber sowie der Allgemeinheit abgestellt sei. Als Unterscheidungskriterium
dient somit das jeweilige Publikum oder — mit anderen Worten — der jeweilige
Abnehmer. Meiner Meinung nach wäre es vom Standpunkt des Forschers aus
zweckdienlicher, als Unterscheidungskriterium die jeweiligen Bedingungen heran¬
zuziehen, unter denen die Forschung betrieben wird. Deshalb würde ich lieber eine
Distinktion vorziehen, die — wie ich glaube — seinerzeit von Lee Cronbach lanciert
wurde, nämlich die zwischen „decision oriented" und „conclusion oriented" For¬
schung, auf deutsch etwa „handlungsbezogene" beziehungsweise „schlußsatz¬
bezogene" oder „-orientierte" Forschung.
Die „handlungsbezogene" Forschung besteht in Auftragsforschung zwecks
Erhalts spezifischer Information, zum Beispiel über Lehrmittel, Unterrichtsmetho¬
den oder Differenzierungsmethoden, und wird vom Abnehmer angeregt. Die
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„schlußsatzorientierte" Forschung hingegen wird im allgemeinen vom Forscher
selbst initiiert. Für den Bildungspolitiker stellen die Forschungsergebnisse ein
Mittel zum Zweck dar. Sie sind richtungsweisend für seine Beschlüsse und Hand¬
lungen, während sie für den Forscher selbst nicht selten den Anlaß zu einer Neu¬
formulierung des betreffenden Problems und zur Eingliederung desselben in einen
neuen theoretischen Zusammenhang.
Selbstverständlich kann auch „schlußsatzorientierte" Forschung als Auftrags¬
forschung erfolgen, vorausgesetzt, daß keine Termine gesetzt und keine spezifischen
Antworten und Lösungen gefordert werden. „Schlußsatzorientierte" Forschung
auf Bestellung käme etwa dem Schreiben einer Symphonie auf Bestellung gleich.
Die „schlußsatzorientierte" Forschung ist im allgemeinen nur für die betreffende
Disziplin als „reine" Disziplin direkt relevant, während die „handlungsorientierte"
Forschung in der Regel nur für ein bestimmtes Problem in einer bestimmten Situ¬
ation und zu einem bestimmten Zeitpunkt relevant ist und daher eher ephemeren
Charakter besitzt. „Schlußsatzorientierte" Forschung zielt im allgemeinen nicht auf
endgültige oder anwendbare Ergebnisse ab, ihre Bedeutung liegt in den über¬
raschend anfallenden Ergebnissen und neuen Ideen, durch welche das geistige
Grundkapital der betreffenden Disziplin bereichert wird.
Dies ist keineswegs ein Versuch meinerseits, die beiden Forschungstypen scharf
voneinander abzugrenzen oder sie gar gegeneinander auszuspielen. Ein Beispiel:
Während des Krieges landete ich zufälligerweise als Psychologe bei der schwedi¬
schen Wehrmacht, wo ich den Auftrag erhielt, ein System psychologischer Eig¬
nungstests zu entwickeln, eine Aufgabe, die im Bereich der angewandten Wissen¬
schaft lag. Einige der etablierten Forscher ließen es auch nicht an Kritik fehlen, als
wir uns unverzüglich an die Arbeit machten, meinte doch ein Psychologieprofessor
sogar, daß einem derartigen Unterfangen mindestens fünf Jahre intensiver For¬
schung vorausgehen müßten. Nichtsdestoweniger entsproß diesem Versuch im
angewandten Bereich eine umfassende „schlußsatzorientierte" Forschung, weil die
Beschäftigung mit sogenannten praktischen Fragen ganz einfach neue Seiten im
theoretischen Bereich erschloß und uns Gelegenheit zu einer Überprüfung der
Theorie an Hand des von uns gesammelten empirischen Materials gab. So konnten
beispielsweise die von uns erhobenen Daten als Grundlage bei der Erforschung der
Begabungsreserve dienen und den Ausgangspunkt einer originellen Weiterentwick¬
lung der diesbezüglichen Forschungstheorie durch Gösta Ekman und andere bilden.
Mit anderen Worten: Bei hinreichendem Spielraum in bezug auf Zeit, Geld und
wissenschaftliche Phantasie kann die „handlungsorientierte" Forschung durchaus
einen guten Nährboden für die „schlußsatzorientierte" Forschung darstellen.
Bei dem Versuch, den geeigneten institutionellen Rahmen der Bildungsforschung
zu umreißen, ist in Betracht zu ziehen, daß es sich bei dieser Forschung den Zielen
nach um drei verschiedene Typen handelt. Der institutionelle Rahmen muß je nach
Forschungstyp verschieden sein.
1. Die „schlußsatzorientierte" Forschung liegt am besten bei den Universitäten
oder anderen selbständigen Forschungsinstituten, die eine gute Forscherausbildung
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gewährleisten können, liegt doch gerade darin die genuine
und einzigartige Auf¬
gabe eben dieser Institutionen. Den betreffenden
Forschern müssen jedoch hin¬
reichende Mittel sowie genug Zeit zur Entwicklung von Methoden
und begriff¬
lichen Modellen gewährt werden, ohne die die weitere Forschung, nicht
zuletzt auch
im „handlungsorientierten" Bereich, nicht produktiv sein kann. Um ein Beispiel
aus
der Pädagogik zu nennen: Die Entwicklung von Unterrichtssystemen
oder Lehr¬
mittelpakete und die Beschäftigung mit Lehrmethoden
kann kaum als die haupt¬
sächliche Aufgabe der genannten Institutionen angesehen werden.
Vielmehr sollten
sie sich einer eher „verantwortungsfreien" Forschung widmen, ohne Rücksicht
auf
Termine oder eine unmittelbare Verwendbarkeit der Ergebnisse.
2. Größere Projekte, die eine grundlegende Änderung beispielsweise
der Unter¬
richtspraxis bezwecken, werden, wie bereits betont, am besten
außerhalb der reinen
Forschungsinstitute betrieben; gegebenenfalls könnte jedoch eine gewisse
Zusam¬
menarbeit mit diesen in Frage kommen, zum Beispiel durch die Heranziehung von
Fachleuten auf dem Gebiet der Methodik. Hierbei denke ich vor allem an
die Ent¬
wicklung von Lehrmittelsystemen, die unbedingt die
Zusammenarbeit von Unter¬
richtsmethodikern, -technologen etc. erfordert. In Schweden pflegen derartige
Projekte den pädagogischen Instituten der Lehrerhochschulen
anvertraut zu wer¬
den, deren Personal heutzutage zu einem großen Teil im Rahmen irgendwelcher
Projekte angestellt ist. Dies hat unzweifelhaft gewisse
Vorteile insofern, als hier¬
durch zusätzliche Möglichkeiten zur Ausbildung von Forschern geschaffen
werden
und auch die „schlußsatzorientierte" Forschung um wertvolle methodische Erkennt¬
nisse bereichert wird. Aber auch die Nachteile sind ziemlich offenbar,
wird doch ein
beträchtlicher Teil des ökonomischen und administrativen Apparates
durch reine
Entwicklungsarbeit gebunden, die entweder wenig oder gar nichts mit „schlußsatz¬
orientierter" Forschung zu tun hat. Deshalb kann man sich fragen, ob es
nicht am
günstigsten wäre, eine zentrale Institution
zu schaffen, die sich solcher Entwick¬
lungsprojekte annehmen könnte.
Mit Rücksicht darauf, daß die Forschungsergebnisse am besten von Institutionen
ausgewertet werden, die den geldgebenden Behörden gegenüber selbständig
sind,
mag es von Vorteil sein, mit der Durchführung solcher Projekte beispielsweise
die
Lehrerhochschulen zu betrauen, was jedoch völlig illusorisch wird, sobald diese
finanziell mehr und mehr von den zentralen Behörden abhängig werden.
3. Ein beträchtlicher Teil des sogenannten Social bookkeeping
— der Ausdruck
stammt von Lazarsfeld und Sieber — ist auch für die laufende Planungsarbeit des
Unterrichtsministeriums sowie anderer für das Schulwesen zuständigen Ämter
vonnöten. Aber außer den rein quantitativen Daten über Schüler, Lehrer, Schulen
etc., wie sie vom Statistischen Zentralamt erhoben werden,
sind für die Planung
auch qualitative Informationen erforderlich, weshalb mittels
fortlaufender Survey-
Untersuchungen eine ständige Qualitätskontrolle des Bildungswesens
zu erfolgen
hat. Hierzu bedarf es jedoch derartiger finanzieller und administrativer Mittel,
daß
mit der Durchführung dieser Untersuchungen am besten die betreffenden
Stellen
selbst betraut werden.
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Mit diesen Ausführungen hoffe ich gezeigt zu haben, daß der Forscher, wenn er
seine Aufgabe in der Gesellschaft gut erfüllen will, in seinen Beziehungen zur Ge¬
sellschaft im allgemeinen und dem Politiker im besonderen ein gewisses Gleich¬
gewicht bewahren muß. Ob er die ihm zukommende Rolle spielen kann, hängt
letztenendes nicht so sehr davon ab, ob er seinen Elfenbeinturm verläßt und sich
gesellschaftsnahe gibt, sondern vielmehr davon, ob es ihm gelingt, seine wissen¬
schaftliche Integrität zu wahren. Denn auf die Dauer hat die Gesellschaft von seiner
Tätigkeit unzweifelhaft größeren Nutzen, wenn er, um mit Cronbach zu spre¬
chen, „values the process of inquiry as much as he values its fruits", indem er neue
Perspektiven eröffnet und die Unfruchtbarkeit der alten aufzeigt.
